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1 Einleitung 

 
Aus dem Diskriminierungsverbot1 und Art. 2 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Beseiti-

gung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (SR 151.3, abgekürzt Be-

hiG) ergibt sich, dass die Ausgestaltung der Bedingungen für die Beurteilung den spezifi-

schen Bedürfnissen von Behinderten anzupassen ist, damit ihre kognitive Leistungsfähig-

keit angemessen gezeigt und beurteilt werden kann. Der Nachteilsausgleich kann bei 

Leistungstests, Prüfungen, Aufnahmeprüfungen oder Abschlussprüfungen zur Anwen-

dung kommen. Ob und welche Massnahmen im Rahmen des Nachteilsausgleichs für eine 

betroffene Schülerin oder einen betroffenen Schüler zu bewilligen oder anzuordnen sind, 

ist stets im Einzelfall zu beurteilen.  

 

2 Definition 

 
Als Nachteilsausgleich wird die Anpassung der Bedingungen für die Beurteilung von Ler-

nenden mit einer diagnostizierten Behinderung bezeichnet, die trotz ihrer Beeinträchti-

gung das Potenzial haben, die regulären Lernziele zu erreichen. Aufgrund der Behinde-

rung, welche die Beurteilung der Leistungsfähigkeit beeinträchtigt, soll der daraus resultie-

rende Nachteil eruiert und ausgeglichen werden. 

 

Demzufolge darf durch eine Nachteilsausgleichsmassnahme nie eine Reduktion des ge-

forderten, regulären Lernziels erfolgen. Durch Massnahmen des Nachteilsausgleichs wer-

den lediglich behinderungsbedingte Barrieren, die ein Zeigen des individuellen Wissens 

und Könnens verhindern, aufgehoben. 

 

3 Rechtliche Grundlagen 

 
Bundesverfassung 

Nach Art. 8 Abs. 2 BV darf niemand wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen 

Behinderung diskriminiert werden. Art. 8 Abs. 4 BV verpflichtet den Gesetzgeber, Mass-

nahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten zu treffen.  

 

Behindertengleichstellungsgesetz 

Der Bund hat den Gesetzgebungsauftrag insbesondere mit dem Erlass des Bundesgeset-

zes über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (Be-

                                                   
1 Art. 8 Abs. 2 der Bundesverfassung (SR 101; abgekürzt BV). 
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hindertengleichstellungsgesetz [SR 151.3; abgekürzt BehiG]) wahrgenommen. Dieses be-

zweckt, Benachteiligungen zu verhindern, zu verringern oder zu beseitigen, denen Men-

schen mit Behinderungen ausgesetzt sind (Art. 1 Abs. 1 BehiG).  

 

Personen gelten nach Art. 2 BehiG als behindert, wenn eine voraussichtlich dauernde kör-

perliche, geistige oder psychische Beeinträchtigung es ihnen erschwert oder verunmög-

licht, alltägliche Verrichtungen vorzunehmen, soziale Kontakte zu pflegen, sich fortzube-

wegen, sich aus- und fortzubilden oder eine Erwerbstätigkeit auszuüben. Bei Schülerin-

nen und Schülern ist demzufolge zu berücksichtigen, ob eine dauernde Beeinträchtigung 

der geistigen, psychischen oder physischen Integrität Auswirkungen auf das schulische 

Können hat. Dieses muss schwerwiegend eingeschränkt sein, damit von einer Behinde-

rung gesprochen werden kann.  

 

Gemäss Art. 2 Abs. 5 BehiG liegt eine Benachteiligung bei der Inanspruchnahme von 

Aus- und Weiterbildung insbesondere vor, wenn die Verwendung behindertenspezifischer 

Hilfsmittel oder der Beizug notwendiger persönlicher Assistenz erschwert werden oder die 

Dauer und Ausgestaltung des Bildungsangebots sowie Prüfungen den spezifischen Be-

dürfnissen Behinderter nicht angepasst sind.  

 

4 Grundsätze zur Gewährung des Nachteilsausgleichs 

 
Entlang der nachfolgenden Grundsätze lassen sich geplante oder bereits durchgeführte 

Nachteilsausgleichsmassnahmen überprüfen. Oberstes Ziel bleibt die Chancengerechtig-

keit der Lernenden mit und ohne Behinderung. 

 

Fairness 

Die Nachteilsausgleichsmassnahme gibt den Lernenden die Chance, unter Berücksichti-

gung spezifischer Massnahmen (z.B. Beizug technischer Hilfsmittel) zum Ausgleich von 

eingegrenzten Funktionsbeeinträchtigungen/Behinderungen die geforderten Lernleistun-

gen unter Beweis stellen zu können. 

Mit der Nachteilsausgleichsmassnahme muss das Prinzip der Gerechtigkeit gewahrt wer-

den. Sie darf nicht zu einer Bevorzugung gegenüber nichtbehinderten Schülerinnen und 

Schülern führen. 

 

Verhältnismässigkeit 

Die Nachteilsausgleichsmassnahme muss geeignet und erforderlich bzw. den Schülerin-

nen und Schülern in ihrer aktuellen Situation angemessen sein. Sie führt weder zu einer 
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Aufgabenerleichterung noch zu einer Bevorzugung gegenüber anderen Schülerinnen und 

Schülern, sondern schafft lediglich die Ausgangslage, damit die betroffenen Schülerinnen 

und Schüler ihr Leistungspotential abrufen können. Die Nachteilsausgleichsmassnahme 

soll mit angemessenem Aufwand bewerkstelligt werden können. 

 

Vertretbarkeit 

Die Nachteilsausgleichsmassnahmen werden unter Einbezug der Eltern sowie der be-

troffenen Lernenden bzw. des betroffenen Lernenden getroffen. Die formulierten Mass-

nahmen des Nachteilsausgleichs sind verständlich und präzise. Der Nachteilsausgleich 

kann gegenüber den Mitlernenden, Lehrpersonen und Vorgesetzten vertreten werden. 

 

5 Abgrenzung zu anderen Massnahmen 

 
Der Nachteilsausgleich ist keine sonderpädagogische Massnahme, sondern ein Mittel zu 

einer fairen, rechtsgleichen Beurteilung von Leistungen. Folgende Massnahmen fallen 

nicht unter den Nachteilsausgleich: 

 

Individuelle Lernziele  

Ist das Lern- und Leistungsvermögen einer Schülerin oder eines Schülers in einer Weise 

beeinträchtigt, dass geforderte Lernziele bzw. Kompetenzstufen in einem oder mehreren 

Fächern nicht erreicht werden, sind Nachteilsmassnahmen nicht angebracht.  

 

Sonderpädagogische Massnahmen 

Sonderpädagogische Massnahmen unterstützen Entwicklung und Stärkung der persona-

len, sozialen und methodischen Kompetenzen der Kinder und Jugendlichen mit besonde-

rem Bildungsbedarf. Sie stellen sicher, dass der verfassungsrechtliche Anspruch der Kin-

der und Jugendlichen auf ausreichenden Schulunterricht gewährleistet wird. Sonderpäda-

gogische Massnahmen und Nachteilsausgleichsmassnahmen schliessen sich gegenseitig 

nicht aus. 

 

Didaktische und methodische Massnahmen 

Didaktische und methodische Massnahmen wie Differenzierung und Individualisierung un-

terstützen das Lernen für sämtliche Schülerinnen und Schüler. Sie stehen nicht im Zu-

sammenhang mit der Beurteilung bzw. Messung von Leistungen und werden nicht als 

Nachteilsausgleich bezeichnet.  
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Dispensation 

Dispensation regelt die Abwesenheit von bestimmten Unterrichtsfächern. Es erfolgt keine 

Überprüfung von Leistungen. 

 

Massnahmen zur Barrierefreiheit 

Massnahmen zur Barrierefreiheit wie z.B. Rollstuhlrampen oder Höranlagen sind struktu-

reller oder technischer Natur. Sie stehen allen Lernenden zur Verfügung, unabhängig da-

von, ob sie nach Lehrplanzielen (gegebenenfalls unter Gewährung eines Nachteilsaus-

gleichs) oder individuellen Lernzielen unterrichtet werden. 

 

6 Voraussetzungen 

 
Eine Behinderung kann sich sehr unterschiedlich auswirken. Es gibt deshalb keine ein-

deutigen Kriterien, wann und in welcher Form Massnahmen des Nachteilsausgleichs not-

wendig sind. Massgebend ist der individuelle und entsprechend ausgewiesene Bedarf.  

 

Voraussetzungen zur Verfügung eines Nachteilsausgleichs sind: 

- Es liegt eine Behinderung vor, die von einer Fachstelle diagnostiziert wurde;  

- Es ist aufgrund der bisherigen Gesamteinschätzung oder aufgrund der diagnostischen 

Befunde nachweisbar, dass die Schülerin bzw. der Schüler vom intellektuellen Poten-

tial her in der Lage ist, die geforderten Lernziele zu erreichen bzw. die Kompetenzstu-

fen zu erbringen; 

- Der durch die Behinderung bestehende oder drohende Nachteil kann und muss zur 

Herstellung der Chancengerechtigkeit durch eine individuell festgelegte Massnahme 

ausgeglichen werden. 

 

7 Mögliche Nachteilsausgleichsmassnahmen 

 
Die Ziele des Lehrplans werden in qualitativer Hinsicht beibehalten und nicht nach unten 

angepasst. Es werden lediglich formale Anpassungen bei der Überprüfung der Leistungen 

vorgenommen. Der Nachteilsausgleich besteht in der Regel aus längerfristigen Massnah-

men. Sie werden periodisch überprüft.  

 

Die Massnahmen werden individuell auf die Schülerin oder den Schüler ausgerichtet. 

Mögliche Massnahmen können sein:  

- Nutzung von spezifischen Arbeitsinstrumenten wie zum Beispiel Computer, Taschen-

rechner, Vergrösserungsglas, zusätzliche Tischlampe oder Tonbandgerät; 



 

 

 

6/14 
 

- Begleitung durch eine Drittperson, zum Beispiel Gebärden-Dolmetscher oder Assis-

tenz; 

- Anpassung der Prüfungsmedien oder Form der Leistungsnachweise, Bereitstellung 

von vergrösserten Dokumenten usw. 

- Verlängerung der Zeitdauer an einer Prüfung; 

- Gewährung von zusätzlichen Pausen. 

 

8 Beurteilung, Zeugnis 

 
Die Beurteilung der Leistungen erfolgt aufgrund unterschiedlicher Informationen: Prü-

fungsresultate, Schülerarbeiten, Beobachtungen und Erkenntnisse zum Lernverhalten im 

Unterricht und andere Informationen. Die Grundlagen zur Beurteilung gewähren den Lehr-

personen damit einen grossen Spielraum bei der Überprüfung von Leistungen. Das Set-

zen von Noten ist somit ein professioneller Ermessensentscheid der Lehrperson. 

Zeugnisnoten geben Auskunft über den Grad der Zielerreichung in einem Fachbereich    

oder einem Teilbereich. Die Leistungen in sämtlichen Bereichen werden ausgewogen be-

rücksichtigt. 

 

Bei Schülerinnen und Schülern mit einer erheblichen Hör-, Seh-, Körper- oder Sprachbe-

hinderung oder einer ausgeprägten Funktionsbeeinträchtigung ist die Beurteilung er-

schwert. Der Nachteil, der diesen Schülerinnen und Schülern erwächst, kann mit einem 

Nachteilsausgleich kompensiert werden. Je wirksamer die Leistungsbeurteilung im Zu-

sammenhang mit einer Promotion steht, desto bedeutsamer wird es, einen inhaltlich und 

formal korrekten Nachteilsausgleich zu erarbeiten. 

 

Bei Gewährung eines Nachteilsausgleichs gilt für das Zeugnis:  

- In den vom Nachteilsausgleich betroffenen Fächern werden Noten gesetzt; 

- Massnahmen zum Nachteilsausgleich werden im Zeugnis nicht vermerkt, da der Nach-

teilsausgleich lediglich die behinderungsspezifischen Nachteile ausgleicht, ohne die in-

haltlichen Anforderungen zu senken. 

 

9 Volksschule 

 

9.1 Zuständigkeit 
 
Die kommunalen Schulbehörden, die für die Bewilligung eines Nachteilsausgleichs zu-

ständig sind, üben ihr Ermessen aus, indem sie die gesamten Umstände des konkreten 
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Einzelfalles prüfen und unter deren Berücksichtigung gegebenenfalls über angemessene 

Massnahmen entscheiden. Mit Blick auf die ganzheitliche Beurteilung in der Volksschule 

des Kantons St.Gallen, die auf einer Bewertung gezeigter schriftlicher, mündlicher und 

praktischer Leistungen beruht, wird ein Nachteilsausgleich nur in Ausnahmefällen ge-

währt. 

 

9.2 Spezielle Voraussetzung zur Nachteilsgewährung 
 
Vor Gewährung eines Nachteilsausgleichs ist in jedem Fall der Schulpsychologische 

Dienst beizuziehen. Soweit notwendig, diagnostiziert dieser die Behinderung aufgrund 

von eigenen Befunden oder er beruft sich auf bereits von einer anderen Fachstelle ge-

machte Diagnosen, zum Beispiel vom Facharzt/Fachärztin, Kinder- und Jugendpsychiatri-

schen Dienst oder der Neuropädiatrie. Er macht Vorschläge, wie der Nachteilsausgleich 

ausgestaltet werden könnte. 
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9.3 Empfohlenes Vorgehen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übertritt Sekundarstufe II 

Beim Übertritt in die Sekundarstufe II sollen die Eltern frühzeitig darauf aufmerksam gemacht werden, dass die Nach-

teilsausgleichsmassnahmen in der weiterführenden Schule neu zu beantragen sind. 

 

  

Die Lehrperson beantragt nach Rücksprache mit den Erziehungsberechtigten beim Schulpsycholo-

gischen Dienst eine Abklärung zur Gewährung eines Nachteilsausgleichs. 

Der Schulpsychologische Dienst ermittelt aufgrund bereits getätigter Abklärungen und vorliegender 

Berichte – gegebenenfalls bei unklarem Bedarf anhand einer weiteren Abklärung – Diagnose, 

Schweregrad und Auswirkungen auf das schulische Lernen und stellt Antrag. Er macht Vor-

schläge, wie der Nachteilsausgleich ausgestaltet werden könnte. 

Die zuständige Stelle prüft, ob eine ganzheitliche, faire Beurteilung gewährleistet werden kann     

oder nicht. 

1 

2 

3 

4 

5 

Bei Bedarf beauftragt die zuständige Stelle die Fachperson für sonderpädagogische Massnahmen 

mit der Festlegung der Nachteilsausgleichsmassnahmen. 

Die Nachteilsausgleichsmassnahmen werden mit den Erziehungsberechtigten besprochen. Art, 

Dauer sowie die konkrete Umsetzung der Massnahmen werden definiert und schriftlich festgehal-

ten. Die zuständige Stelle stellt beim Schulrat oder der zuständigen kommunalen Stelle Antrag. 

Der Schulrat oder die zuständige kommunale Stelle entscheidet und verfügt über den Nachteil-

sausgleich.  



 

 

 

9/14 
 

9.4 Elemente des Nachteilsausgleichs 
 
Gegenstand Beschreibung des Geltungsbereichs 

 

Diagnose Diagnose mit Datum der Diagnosestellung und Angaben 

zur Schulpsychologin/zum Schulpsychologen, wel-

che/welcher die Diagnose gestellt hat 

 

Auswirkung der Behinde-

rung oder der ausgepräg-

ten Funktionsbeeinträchti-

gung 

Umschreibung der Auswirkungen der Behinderung oder 

der ausgeprägten Funktionsbeeinträchtigung. Dabei ist 

zu begründen, welche Bildungsprozesse in welcher 

Form und in welcher Ausprägung beeinträchtigt sind. 

 

Massnahmenbeschreibung konkrete, detaillierte Beschreibung der Massnahmen und 

Formen des Nachteilsausgleichs 

 

Zeitpunkt der Überprüfung verbindliche terminliche Festlegung des Zeitpunkts der 

Überprüfung der Nachteilsausgleichsmassnahmen 

 

Datenschutz/Informations-

praxis 

möglicher Standard-Text: 

Die Massnahmen des Nachteilsausgleichs werden 

- im Zeugnis nicht erwähnt; 

- sowohl gegenüber den Mitschülerinnen und Mit-

schülern der Klasse als auch innerhalb der Leh-

rerschaft situationsgerecht und angemessen 

kommuniziert (ohne Detailangaben zur Diag-

nose). 
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10 Mittelschule 

 

10.1 Zuständigkeit 
 
Die zuständige Prorektorin oder der zuständige Prorektor suchen mit den Eltern oder der 

volljährigen Schülerin oder dem volljährigen Schüler das Gespräch. Sind sich die Parteien 

über die Art und den Umfang des Nachteilausgleichs einig, wird dies in einer Vereinba-

rung festgehalten. Vereinbarungsparteien sind die Rektorin oder der Rektor und die Eltern 

oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler. 

Bei Uneinigkeit verfügt der Rektor über die Art und den Umfang des Nachteilsausgleichs. 

 

10.2 Empfohlenes Vorgehen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Vorlegen eines aktuellen Gutachtens einer Fachperson, welches Art und Umfang der Behinderung 

umschreibt. 

Die Erziehungsberechtigten oder die Schülerin oder der Schüler (bei Volljährigkeit) stellen ein Ge-

such um Nachteilsausgleich mit folgendem Inhalt: 

- Gutachten einer fachkundigen Instanz; 

- Bestätigung des Besuchs einer Therapie, falls die Schülerin oder der Schüler aktuell in 

therapeutischer Behandlung ist; 

- Antrag auf konkrete Massnahmen mit Begründung. 

1 

2 

3 
Die Nachteilsausgleichsmassnahmen werden mit den Erziehungsberechtigten bzw. der volljähri-

gen Schülerin oder dem volljährigen Schüler besprochen. Art, Dauer sowie die konkrete Umset-

zung der Massnahmen werden definiert und schriftlich festgehalten. Bei Uneinigkeit verfügt die 

Rektorin oder der Rektor.  
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10.3 Elemente des Nachteilsausgleichs 
 
Gegenstand Beschreibung des Geltungsbereichs 

 

Diagnose Diagnose mit Datum der Diagnosestellung und Angaben 

zur Fachperson, welche die Diagnose gestellt hat 

 

Auswirkung der Behinde-

rung oder der ausgepräg-

ten Funktionsbeeinträchti-

gung 

Umschreibung der Auswirkungen der Behinderung oder 

der ausgeprägten Funktionsbeeinträchtigung. Dabei ist 

zu begründen, welche Bildungsprozesse in welcher 

Form und in welcher Ausprägung beeinträchtigt sind. 

 

Massnahmenbeschreibung konkrete, detaillierte Beschreibung der Massnahmen und 

Formen des Nachteilsausgleichs 

 

Zeitpunkt der Überprüfung verbindliche terminliche Festlegung des Zeitpunkts der 

Überprüfung der Nachteilsausgleichsmassnahmen 

 

Datenschutz/Informations-

praxis 

möglicher Standard-Text: 

Die Massnahmen des Nachteilsausgleichs werden 

- im Zeugnis nicht erwähnt; 

- sowohl gegenüber den Mitschülerinnen und Mit-

schülern der Klasse als auch innerhalb der Leh-

rerschaft situationsgerecht und angemessen 

kommuniziert (ohne Detailangaben zur Diag-

nose). 
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11 Berufsfachschulen 

 

11.1 Zuständigkeit 
 
Die oder der Lernende reicht ein Gesuch auf Nachteilsausgleich bei der Klassenlehrper-

son ein. Diese reicht das Gesuch an die Koordinationsperson Berufsfachschule weiter, 

welche alle Unterlagen dem Amt für Berufsbildung zustellt. Das Amt für Berufsbildung ent-

scheidet über den Nachteilsausgleich und verfügt diesen.  

 

11.2 Empfohlenes Vorgehen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Vorlegen eines aktuellen Gutachtens einer Fachperson, welches Art und Umfang der Behinderung 

umschreibt. 

Die Lernenden oder die Erziehungsberechtigten stellen ein Gesuch um Nachteilsausgleich mit fol-

gendem Inhalt: 

- Gutachten einer fachkundigen Instanz; 

- Antrag auf konkrete Massnahmen mit Begründung. 

1 

2 

3 Das Amt für Berufsbildung prüft das eingereichte Gutachten. Falls die Informationen aus dem Gut-

achten nicht ausreichen, um eine fundierte Verfügung über einen Nachteilsausgleich zu erlassen, 

wird der oder die Lernende bzw. die Erziehungsberechtigten eingeladen, sich beim Schulpsycholo-

gischen Dienst der Berufsfachschulen zu melden, um weitere Abklärungen vorzunehmen. 

Art, Dauer sowie die konkrete Umsetzung der Massnahmen werden definiert und schriftlich in einer 

Verfügung des Amtes für Berufsbildung festgehalten. 
4 
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11.3 Elemente des Nachteilsausgleichs 
 
Gegenstand Beschreibung des Geltungsbereichs 

 

Diagnose Diagnose mit Datum der Diagnosestellung und Angaben 

zur Fachperson, welche/welcher die Diagnose gestellt 

hat 

 

Auswirkung der Behinde-

rung oder der ausgepräg-

ten Funktionsbeeinträchti-

gung 

Umschreibung der Auswirkungen der Behinderung oder 

der ausgeprägten Funktionsbeeinträchtigung. Dabei ist 

zu begründen, welche Bildungsprozesse in welcher 

Form und in welcher Ausprägung beeinträchtigt sind. 

 

Massnahmenbeschreibung konkrete, detaillierte Beschreibung der Massnahmen und 

Formen des Nachteilsausgleichs 

 

Zeitpunkt der Überprüfung Nachteilsausgleichsmassnahmen gelten entweder für die 

gesamte Dauer der beruflichen Grundbildung oder für 

das Qualifikationsverfahren. 

 

Datenschutz/Informations-

praxis 

möglicher Standard-Text: 

Die Massnahmen des Nachteilsausgleichs werden 

- im Zeugnis nicht erwähnt; 

- sowohl gegenüber den Mitschülerinnen und Mit-

schülern der Klasse als auch innerhalb der Leh-

rerschaft situationsgerecht und angemessen 

kommuniziert (ohne Detailangaben zur Diag-

nose). 
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